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Optimismus
statt
Pessimismus
Jürgen Amendt plädiert für eine
rasche Integration von Flüchtlingen
in das Bildungssystem

Als vergangene Woche Deutsch-
land für eine Weile seine Ab-
schottungspolitik gegenüber
Flüchtlingen aussetzte und die
Vertriebenen ins Land ließ,
herrschte ein klein wenig Auf-
bruchstimmung im Land. Wirt-
schaft, Politik und viele Medien
versprachen der Bevölkerung
unisono, dass die Neubürger als
Fachkräfte wie als Steuerzahler
gebraucht würden. Von bis zu
einer Million benötigten Zuzü-
gen pro Jahr war die Rede.
Mittlerweile sind auch andere

Töne zu vernehmen. Der Wirt-
schaftsflügel der Union etwa
geht davon aus, dass nur eine
Minderheit als Fachkräfte Arbeit
findet, die Mehrheit werde dau-
erhaft auf staatliche Unterstüt-
zung angewiesen sein. Zudem
könnten viele derer, die aus Sy-
rien nach Deutschland kämen,
weder lesen noch schreiben und
wenn sie es könnten, dann be-
herrschten sie nur die arabische
Schrift.
Das ist eine sicherlich realisti-

sche Einschätzung. Allerdings ist
diese Sichtweise auch kleingeis-
tig. Sie blendet aus, dass mit den
Erwachsenen viele Kinder ins
Land kommen bzw. viele der Er-
wachsenen noch Kinder bekom-
men werden. Aus diesen Kindern
können später gut ausgebildete
Erwachsene, Unternehmens-
gründer, Akademiker, Forscher
werden. Vorausgesetzt natürlich,
sie lernen schnell Deutsch und
erhalten eine gute Schulbildung.
Erst seit gut 15 Jahren gibt es

eine Art Bildungsaufbruch in der
dritten Migrantengeneration;
vornehmlich bei jenen, deren
Großeltern einst aus der Türkei
nach Westdeutschland kamen.
Der Anteil von Abiturienten un-
ter den Einwandererkindern mit
Abitur nähert sich allmählich je-
nem der autochthonen Deut-
schen an.
Das hätte man schneller ha-

ben können, denn erst mit Ver-
zögerung haben hierzulande
Gesellschaft, Medien und Politik
die Tatsache akzeptiert, dass die
Bundesrepublik ein Einwande-
rungsland ist. Jahrzehntelang
fehlte es deshalb an den not-
wendigen Anstrengungen zur
Integration von Migranten in das
Bildungssystem. Diesen Fehler
sollten wir nicht wiederholen.

Bildungslexikon

Netzwerk Flüchtlingsfor-
schung, das: Substantiv, Neu-
trum. In dem multidisziplinären
Netzwerk arbeiten deutsche Wis-
senschaftler, die zu Zwangsmig-
ration, Flucht und Asyl forschen.
Zudem beteiligen sich internati-
onale Wissenschaftler, die diese
Themen in Bezug auf Deutsch-
land erforschen. Das Netzwerk
versteht sich als Ort des Aus-
tauschs, in dem ähnlich einer
Bibliothek relevante Informatio-
nen zu den Wissenschaftlern, ih-
ren Projekten und Publikationen
gesammelt und geteilt werden.
Auf diese Weise soll eine ver-
netzte Flüchtlingsforschung in
Deutschland etabliert werden.
Informationen zu den im

Netzwerk angebotenen Materia-
lien sind öffentlich, Mitglieder
können einschlägige Wissen-
schaftler, Promovenden oder
Studierende werden. Assoziiert
ist das Netzwerk mit »Netzwerk.
Grundlagen der Flüchtlingsfor-
schung«, das seit April 2015 eine
dreijährige Förderung der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft
(DFG) genießt. Angesiedelt ist
das Netzwerk am Institut für
Migrationsforschung und Inter-
kulturelle Studien der Universi-
tät Osnabrück. lgn

www.fluechtlingsforschung.net

Bildungsrauschen

Der lange Weg
Flüchtlinge, die studieren wollen,
müssen Ausdauer haben. In der Regel
müssen sie vor Antritt des Studiums
ihre Identität, einen entsprechenden
Schulabschluss, Deutschkenntnisse
auf hohem Niveau sowie den durch
das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge ausgestellten Nachweis
ihrer Schutzbedürftigkeit vorweisen.
Wertvolle Zeit, die verloren geht.
Zwei Studierende haben nun im In-
ternet die Kiron University gegrün-
det, bei der Flüchtlinge sofort anfan-

gen können, wie zeit.de postet. Das
erste Semester sei durch eine
Crowdfunding-Kampagne abgesi-
chert, so dass man im Oktober mit
1000 Studierenden beginne. Für eine
längerfristige Perspektive setze man
auf staatliche Unterstützung. Die
Kosten lägen bei circa 400 Euro pro
Studierenden und Jahr und beinhal-
teten Prüfungsgebühren für Online-
kurse, Zugang zur Bibliothek und ei-
nen gebrauchten Laptop mit WLAN-
Stick. Fünf englischsprachige Studi-

engänge wie Computer- und Ingeni-
eurwissenschaften, Ökonomie, Ar-
chitektur und Intercultural Studies
würden angeboten. Nach zwei Jahren
könnten Studierende bei entspre-
chenden Leistungen an eine der be-
reits 15 deutschen und ausländischen
Partner-Universitäten wechseln und
dort das Studium beenden.
Die meisten Neuankömmlinge

müssen sich indes erst durch die
Mühlen der Bürokratie kämpfen. Auf
spiegel.de erzählt ein aus Syrien
kommender Student von seinen
Schwierigkeiten. So hätten sich die
Sprachkurse über eine zu lange Zeit
erstreckt. Dann habe er Probleme bei
der Wohnungssuche gehabt, obwohl
er fließend Englisch spräche. Nicht

zuletzt verlief der Beginn seines Stu-
diums deprimierend. Kaum ein Kom-
militone habe mit ihm gesprochen
oder geholfen. Erst als er von der
Zahnmedizin zur Allgemeinmedizin
wechselte, sei das Leben für ihn ein-
facher geworden. Mittlerweile habe
er auch deutsche Freunde und käme
in der Uni sehr gut voran. Obwohl er
die deutsche Kultur und Mentalität
sehr schätze, schrecke ihn aber der
Rassismus hier ab, weshalb er über-
lege, nach seinem Studium ins Aus-
land zu gehen.
Inzwischen haben Wissenschaftler

der sozial-psychologischen Fakultät
an der Philips-Universität Marburg
einen offenen Brief an Angela Merkel,
alle Fraktionen im Bundestag und

den Landtagen sowie an deren Mi-
nisterpräsidenten verfasst und auf
uni-marburg.de gepostet: »Die Un-
terstützung für Flüchtlinge aus der
Bevölkerung ist beeindruckend. Es
besteht allerdings die Gefahr, dass
diese positive Haltung nicht stabil ist
und dass zumindest Teile der Gesell-
schaft in Ablehnung, vielleicht sogar
aktive Zurückweisung und Gewalt
kippen. Dies hätte massive Auswir-
kungen auf die Flüchtlinge und den
Zusammenhalt der Zivilgesellschaft
in Deutschland und Europa. Aus so-
zialpsychologischer Perspektive sind
einige Entwicklungen besorgniserre-
gend, aber – bei entsprechendem
Willen – auch vermeidbar«, heißt es
in dem Schreiben. Lena Tietgen

Weit geöffnete Tore
Politik und Wissenschaftsorganisationen reagieren auf den Zustrom von Flüchtlingen mit
Sonderprogrammen zur schnelleren Integration. Von Manfred Ronzheimer

D er Zuzug von Flüchtlingen
fordert auch die deutsche
Wissenschaft heraus – und
sie reagiert. Überall wer-

den an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen Initiativen er-
griffen, um den Asylsuchenden di-
rekte humanitäre Hilfe zu geben oder
sie auch in den hiesigen Wissen-
schaftsbetrieb zu integrieren.
So entschlossen sich die Präsiden-

ten der Fraunhofer- und Max Planck-
Gesellschaft bei einem Empfang für
die Bundestagsabgeordneten in der
vorigen Woche in Berlin spontan zu
einem Pilotprojekt zur Integration von
Flüchtlingen in die Wissenschaft.
»Wissenschaft kennt keine nationalen
Grenzen. Die Motivation und Inspi-
ration von Menschen anderer Natio-
nen bereichern uns alle«, begründete
Reimund Neugebauer, Präsident der
Fraunhofer-Gesellschaft, die Aktion.
»Hinter den derzeitigen Flüchtlings-
strömen stehen menschliche Schick-
sale. Daher ist es unsere gesellschaft-
liche Pflicht, den Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern auf der
Flucht eine Zukunft im deutschen
Wissenschaftssystem zu ermögli-
chen«, so der Fraunhofer-Chef weiter.
Ein gemeinsamer Arbeitsstab fragt

derzeit die über 160 Institute beider
Organisationen ab, welche Integrati-
onsmöglichkeiten gegeben sind oder
geschaffen werden können. »Wir ma-
chen dies in enger Kooperation mit

den Bundesländern Bayern, Baden-
Württemberg und Sachsen«, erklärte
eine Sprecherin der Max Planck-Ge-
sellschaft. Über die Länderbehörden
sollen die Kontakte zu den Flüchtlin-
gen hergestellt werden. Wie groß der
betroffene Personenkreis ist, lässt sich
derzeit noch nicht abschätzen. »So
viele Wissenschaftler, die aus Syrien
zu uns kommen, werden es nicht sein,
weil es dort nur vier Universitäten
gibt«, so die Sprecherin.
In Hamburg hat die Behörde für

Wissenschaft, Forschung und Gleich-
stellung eine Arbeitsgruppe einge-
richtet, die unter anderem die lan-
desrechtlichen Rahmenbedingungen
für einen Zugang der Flüchtlinge zu
Studienangeboten überprüft. Nach
dem Hamburger Hochschulzulas-
sungsgesetz steht für Staatsangehöri-
ge aus Nicht-EU-Staaten eine Aus-
länderquote mit einem Volumen von
zehn Prozent der Plätze zur Verfü-
gung. Allerdings ist es für studienin-
teressierte Flüchtlinge ohne Papiere
nach derzeitiger Rechtslage schwie-
rig, sich erfolgreich um ein Studium
zu bewerben. Im Rahmen einer Ar-
beitsgruppe der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) werden Lösungsansätze
gesucht, um Zuwanderern eine Uni-
Zulassung ohne schriftliche Leis-
tungsnachweise zu ermöglichen, er-
klärte eine Sprecherin der Hambur-
ger Wissenschaftsbehörde auf Nach-
frage. »Diskutiert werden in diesem

Zusammenhang insbesondere Eig-
nungsprüfungen zur Feststellung der
Studierfähigkeit«.
»In Deutschland gibt es für Flücht-

linge noch zu viele Hürden für die
Aufnahme eines Studiums«, räumte in
dieser Woche auch Berlins Wissen-
schaftssenatorin Sandra Scheeres ein.
Sie begrüßte daher die Entscheidung
des Berliner Studentenwerks, zwei

Förderprogramme ab sofort auch auf
Studierende aus Flüchtlingsregionen
auszudehnen. Damit können diese
Studierenden einerseits finanzielle
Hilfe in der wichtigen Startphase und
andererseits in der Phase des Studi-
enabschlusses von jeweils 1000 Euro
erhalten. Beide Zuschussprogramme
sind zunächst für jeweils 25 Flücht-
linge angelegt. »Viele der in Berlin an-
kommenden Flüchtlinge aus Ländern
wie Syrien, Afghanistan oder Irak sind
junge Menschen mit einem hohen
Schulabschluss oder ersten Studien-

erfahrungen«, berichtete die Ge-
schäftsführerin des Studentenwerks
Berlin, Petra Mai-Hartung. Es gehöre
zu den sozialen Aufgaben des Stu-
dentenwerks, »der besonderen Situa-
tion dieser Studierendengruppe
Rechnung zu tragen«.
Die Hochschule Bochum zum Bei-

spiel bietet Flüchtlingen im Anerken-
nungsverfahren jetzt die Möglichkeit,
sich als Gasthörer an der Hochschule
kostenfrei zu bewerben. Besucht wer-
den können Lehrveranstaltungen der
Ingenieur- und Wirtschaftswissen-
schaften. Die Teilnahme wird be-
scheinigt und kann so einen späteren
Zugang in ein Studium erleichtern.
Zusätzlich will die Hochschule zum
Wintersemester ab Oktober ein spe-
zielles Angebotspaket mit englisch-
sprachigen Orientierungs- und
Grundlagenveranstaltungen, Sprach-
kursen und Ringvorlesungen schnü-
ren. »In Anbetracht unserer sponta-
nen und darum kurzfristigen Ent-
scheidung ist dies ein ehrgeiziges Vor-
haben, dem wir uns aber jetzt mit
Energie und Engagement widmen
wollen«, betont Hochschulkanzlerin
Christina Reinhardt.
»Refugees welcome!« ist auch die

Devise des »freien zusammenschlus-
ses von studentInnenschaften (fzs)«.
Ben Seel, Vorstandsmitglied der Stu-
dierenden-Organisation, würdigte das
private Engagement der Freiwilligen
in den Hochschulen: »Sie unterrich-

ten, bringen und sortieren Spenden,
helfen bei kompliziertem Papierkram
und schützen vor dem rechten Mob«.
fzs-Vorstandsmitglied Mandy Gratz
rief »insbesondere die Studierenden
dazu auf, ein solidarisches Miteinan-
der weiter voran zu treiben. Es ist aber
überfällig, dass bundesweit alle Hoch-
schulen ihre Türen für Geflüchtete
öffnen«.
Auch die Gewerkschaft Erziehung

und Wissenschaft (GEW) hält Ge-
samtlösungen für erforderlich.
»Flüchtlinge müssen ab dem Zeit-
punkt ihrer Ankunft in Deutschland
Zugang zu Bildungsangeboten be-
kommen. Bildung ist die wichtigste
Bedingung, um Integration zu er-
möglichen«, betont GEW-Vorsitzende
Marlis Tepe. Viele Flüchtlinge wür-
den dauerhaft in Deutschland eine
neue Heimat finden. Mit Bildung
müsse deshalb in den Erstaufnahme-
einrichtungen begonnen und ein
schneller Zugang zu Kitas, Schulen,
beruflicher Bildung, Weiterbildung
und Hochschulen gesichert werden.
»Dafür benötigen die Bildungsein-
richtungen und ihre Beschäftigten zu-
sätzliche personelle und materielle
Unterstützung«. Im Etat der Bundes-
regierung für 2016, der vorige Woche
im Parlament beraten wurde, sei dies
noch nicht vorgesehen. Tepe machte
sich für ein bildungspolitisches So-
forthilfeprogramm stark und kündig-
te Vorschläge der GEW an.

»So viele Wissen-
schaftler, die aus Syrien
zu uns kommen,
werden es nicht sein,
weil es dort nur vier
Universitäten gibt.«
Max-Planck-Gesellschaft

Angst essen Fortschritt auf
Vielleicht werden spätere Generationen einmal
rückblickend auf das frühe 21. Jahrhundert sa-
gen, dies sei jene Epoche gewesen, in der die
USA sich als Weltmacht selbst abschafften. Im
20. Jahrhundert ging jede technologische Re-
volution von den USA aus; die Tüftler und Er-
finder in den Garagenlabors etwa des Silicon
Valley legten den Grundstein für das digitale

Zeitalter. Nach den Anschlägen des 11. Sep-
tember 2001 aber machte sich eine erfinder-
feindliche Stimmung im Land breit.
Die bekam kürzlich auch der 14-jährige Ah-

medMohamed aus Irvin (Texas) zu spüren. Der
Schüler, der seit frühester Kindheit ein be-
geisterter Elektrobastler ist, wurde am Montag
dieser Woche in Handschellen aus dem Un-

terricht abgeführt. Der Neuntklässler hatte aus
mehreren Bauteilen eine große Uhr zusam-
mengeschraubt, deren Drähte und Schaltteile
aus seinem Schulranzen ragten und die wäh-
rend der Stunde piepte. Ahmeds Englischleh-
rerin dachte, ihr Schüler habe eine Bombe ge-
baut und alarmierte Direktor und Polizei. Ah-
med war erst in diesem Jahr von der Middle-

School an die High School gewechselt. Und die
hat wie fast jede Schule im Land aus Angst vor
Terroranschlägen ein extremes Sicherheits-
system installiert. Ahmed durfte drei Tage lang
nicht zur Schule gehen. Er hat geschworen, nie
mehr eine Erfindung mit zur Schule zu neh-
men. jam
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